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Klimaanpassung  gestalten   
Die Rolle der Landkreise  

 
 
 
Hitzeperioden, anhaltende Trockenheit und hef-
tige Niederschläge haben Deutschland in den 
vergangenen Jahren wiederholt vor erhebliche 
Herausforderungen gestellt. Hochwasser und 
Überflutungen haben Menschenleben gefordert, 
Gebäude und Verkehrswege beschädig t und die 
Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigt. Tro-
ckenheit und regional auftretende Wasserknapp-
heit, wie sie für das Jahr 2026 prägend waren,  
haben Nutzungskonflikte verschärft und Land-
wirtschaft, Wälder und Gewässer belastet. Aus-
gedehnte Waldbrände haben erhebliche Schä-
den verursacht und langwierige Einsätze erfor-
dert. 
 
Diese Erfahrungen verdeutlichen die Bedeutung 
einer vorausschauenden und dauerhaft angeleg-
ten Vorsorge  im Sinne einer umfassenden An-
passung an sich verändernde klimatische Bedin-
gungen . Bevölkerung, Wirtschaft und öffentliche 
Einrichtungen müssen auf entsprechende Belas-
tungen vorbereitet, vermeidbare Schäden be-
grenzt und lebenswichtige Versorgungsleistun-
gen auch unter erschwerten Bedingungen auf-
rechterhalten werden.  
 
Klimaanpassung ist damit eine wesentliche Vo-
raussetzung für die Sicherung der Daseinsvor-
sorge vor Ort in den Landkreisen, Städten und 
Gemeinden sowie die Funktionsfähigkeit von 
Wirtschaft und Gesellschaft.  
 
Den Landkreisen kommt bei der Klimaanpassung 
eine Schlüsselrolle zu . Sie bündeln im Rahmen ih-
res Aufgabenbereichs fachliche Zuständigkeiten, 
organisieren den Katastrophenschutz, tragen 
Verantwortung für öffentliche Einrichtungen 
und unterstützen die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden. Aufgrund ihres Gebietszu-
schnitts können sie Risiken im regionalen 

Zusammenhang betrachten und Maßnahmen 
über Gemeindegrenzen hinweg abstimmen.  
 
Bei der Übertragung von Aufgaben in Sachen Kli-
maschutz und Klimaanpassung erwarten wir die 
Formulierung realistischer Ziele und angemesse-
ner Maßnahmen, die sich am Machbaren orien-
tieren und in der Praxis umsetzbar sein müssen.  
 
Darüber hinaus benötigen die Landkreise eine 
aufgabenangemessene finanzielle Ausstattung 
sowie ausreichende Gestaltungsspielräum e.  
 
1. Kreisweite Koordinierung und gemein-

same Vorsorge stärken  
 
Gefahrenlagen machen ebenso wie Wasserein-
zugsgebiete regelmäßig nicht an Gemeindegren-
zen halt . Maßnahmen einer Gemeinde können 
Auswirkungen auf Nachbargemeinden haben. 
Deshalb sind die Landkreise in diesem Hand-
lungsfeld  besonders gefragt. S ie können Fach-
wissen und Personal bündeln, unterschiedliche 
Interessen zusammenführen und gerade  kleinere 
Städte und Gemeinden bei der Vorsorge und 
Umsetzung im Rahmen ihrer finanziellen und 
rechtlichen Möglichkeiten unterstützen.  
 
Insbesondere k reisweite Klimaanpassungskon-
zepte ermöglichen ein abgestimmtes Vorgehen. 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 des Bundes-Klimaanpassungs-
gesetzes eröffnet den Ländern die Möglichkeit, 
unter bestimmten Voraussetzungen auf geson-
derte Konzepte kleinerer Gemeinden zu verzich-
ten, wenn deren Gebiet durch ein Kreiskonzept 
abgedeckt ist. Das bietet die Möglic hkeit, Dop-
pelplanungen zu vermeiden. Die Planungshoheit 
der Gemeinden und die jeweiligen fachgesetzli-
chen Zuständigkeiten bleiben dabei gewahrt.   
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Werden die Landkreise durch Landesrecht zur Er-
stellung kreisweiter Klimaanpassungskonzepte 
verpflichtet, müssen die landesverfassungsrecht-
lichen Konnexitätsvorgaben beachtet und die 
hierdurch entstehenden Kosten angemessen 
ausgeglichen werden .  
 
2. Ganzheitliches Wassermanagement 

durch die Landkreise  
 
Die wertvolle Ressource Wasser muss geschützt 
und verantwortungsvoll bewirtschaftet werden. 
Wasserknappheit muss langfristig vorgebeugt 
werden.  Zugleich gilt es, Wasser in der Fläche zu-
rückzuhalten und Gefahren durch Starkregen 
und Hochwasser zu begrenzen. Akute Vertei-
lungskonflikte müssen entsprechend der regio-
nalen Gegebenheiten  rechtssicher und zügig ge-
löst werden.  Auch in dieser Hinsicht kommt den 
Landkreisen eine wichtige Rolle zu.   
 
Landkreise als untere Wasserbehörden  
 
Als untere Wasserbehörden sind die Landkreise 
eine wesentliche  Vollzugsebene vor Ort für die 
Bewirtschaftung von Gewässern  und ein nach-
haltiges Wassermanagement.  Die konkreten Zu-
ständigkeiten richten sich nach dem jeweiligen 
Landesrecht. Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
können die Landkreise erforderliche Beschrän-
kungen von Gewässerbenutzungen anordnen 
und auf eine vorausschauende Bewirtschaftung 
knapper Wasserresso urcen hinwirken. Dabei ar-
beiten sie mit den zuständigen Landesbehörden, 
den Städten und Gemeinden, den Wasserversor-
gern und weiteren Gewässernutzern zusammen.  
 
Konzepte und Strategien zur Sicherung der 
Trinkwasserversor gung 
 
Um die Trinkwasserversorgung langfristig zu si-
chern, entwickeln viele Landkreise Konzepte und 
Strategien, wie mit zukünftigen Bedarfslagen 
umzugehen ist. Auch d afür benötigen die Land-
kreise belastbare, regional aufgelöste und regel-
mäßig aktualisierte Daten. Die Erfassung tatsäch-
licher Wasserentnahmen und die Auswertung 
von Grundwasserständen und Abflussdaten 
müssen verbessert werden. Die Länder müssen 
hierfür – etwa über entsprechende Landeskom-
petenzzentren – geeignete Daten und digitale 
Werkzeuge bereitstellen . 

Die Rolle der Landkreise im regionalen Wasser-
management  
 
Da auf Landkreisebene neben den wasserrechtli-
chen Fragen zahlreiche weitere Themen wie Na-
turschutz, Land- und For stwirtschaft, Wirt-
schaftsförderung und Tourismus  sowie vielfältige 
Interessen der Region zusammenlaufen, sind die 
Landkreise in besonderer Weise in der Lage, bei 
der Lösung von Nutzungskonflikten mitzuwir-
ken. 
 
Die Landkreise unterstützen die Abstimmung 
zwischen Ober - und Unterliegern sowie Maß-
nahmen zum Wasserrückhalt, zur Starkregenvor-
sorge und zur langfristigen Sicherung der Was-
serversorgung. Dazu gehören die Zusammenar-
beit mit den Gemeinden und zuständigen Ve r-
bänden, die Sicherung geeigneter Rückhalte - 
und Versickerungsflächen sowie die frühzeitige 
Einbeziehung der Land - und Forstwirtschaft. Die 
Expertise der Landkreise ist deshalb bei überregi-
onalen Planungs - und Infrastrukturprojekten ein-
zubeziehen.  
 
Mit Blick auf die Bewirtschaftung von Gewässern 
und ein nachhaltiges Wassermanagement sind 
die Landkreise damit die richtige Ebene. Eine 
Hochzonung wäre der Erledigung der relevanten 
Aufgaben nicht förderlich ; in diesem Fall könn-
ten örtliche Kenntnisse nicht mehr angemessen 
berücksichtigt werden und entfielen fachüber-
greifende Koordinierungsmöglichkeiten .  
 
3. Klimaanpassung und Bevölkerungs-

schutz zusammendenken  
 
Waldbrand, Hochwasser, Starkregen – die Her-
ausforderungen durch Extremwetterereignisse 
nehmen auch im Bereich des Katastrophenschut-
zes zu. Die Ausstattung des Katastrophenschut-
zes mit den erforderlichen personellen, techni-
schen und sachlichen Mitteln muss dem Rech-
nung tragen. Bevölkerungsschutz - und Klimaan-
passungskonzepte müssen konsequent zusam-
mengedacht und in die Praxis überführt werd en.  
 
Die Katastrophenschutzbehörden der Landkreise 
reagieren auf die wachsenden Gefahren durch 
Extremwetterereignisse mit fortlaufend aktuali-
sierten Risikoanalysen und angepassten Kata-
strophenschutzplänen.  Unabdingbare  Voraus-
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setzung für eine im Ernstfall wirksame Gefahren-
abwehr sind dabei stets die Feuerwehren, die 
Kräfte der Hilfsorganisationen  und auch des 
THW, die im Katastrophenfall unter der Leitung 
der zuständigen Katastrophenschutzbehörden 
zusammenwirken . Die Einsatzfähigkeit dieser 
Einrichtungen muss auch bei lang andauernden 
oder gleichzeitig auftretenden Schadenslagen si-
chergestellt sein. Dazu bedarf es einerseits der 
Förderung und Unterstützung des ehrenamtli-
chen Engagements, andererseits aber auch einer 
bedarfsgerechte n Ausstattung mit Fahrzeugen, 
Material und Spezialausrüstung . Diesen Ge-
sichtspunkten ist auch im Zusammenhang mit 
der Reform der Notfallversorgung Rechnung zu 
tragen.  
 
Die Erfahrungen mit ausgedehnten Waldbrän-
den wie zuletzt in Hürtgenwald verdeutlichen 
den Bedarf an wirksamer Prävention und leis-
tungsfähigen Einsatzstrukturen. Notwendig sind 
insbesondere verlässliche Löschwasserentnah-
mestellen, geeignete Fahrzeuge, eine wirksame 
Lageerkundung und auf Vegetationsbrände ab-
gestimmte Einsatzkleidung. Moderne technische 
Hilfsmittel können diese Fähigkeiten bedarfsge-
recht ergänzen. Evakuierung, Unterbringung 
und Versorgung betroffener Menschen sowie die 
Ablösung und Versorgung der Einsatzkräfte 
müssen vorbereitet sein. Über die Bewältigung 
akuter Gefahrenlagen hinaus muss der Umbau 
der Wälder zu standortgerechten, vielfältigen 
und klimaresilienten Mischwäldern mit Nach-
druck vorangetrieben werden.  
 
Bund und Länder müssen den Rechtsrahmen für 
einen modernen und effizienten Bevölkerungs-
schutz entsprechend ihren Zuständigkeiten wei-
terentwickeln und die Verzahnung von Katastro-
phenschutz und ziviler Verteidigung verbessern. 
Dazu gehören eine moderne Warni nfrastruktur 
und die verlässliche Finanzierung von Aufbau, 
Betrieb und Unterhaltung der Warnsysteme ein-
schließlich der Sirenen. Ebenso muss die Wider-
standsfähigkeit kritischer Infrastrukturen gegen-
über wetterbedingten Gefahren gestärkt wer-
den, etwa durch d en Schutz von Energie - und 
Wasserversorgungsanlagen sowie eine ausrei-
chende Notstromversorgung. Hier stehen in ers-
ter Linie die Betreiber in der Verantwortung. Die 
Maßnahmen sind mit den zuständigen Gefah-
renabwehrbehörden abzustimmen.  

Die Bundesregierung muss die im Pakt für den 
Bevölkerungsschutz angekündigten Maßnah-
men zügig umsetzen und die Landkreise dabei 
wirksam beteiligen. Das vorgesehene gemein-
same digitale Lagebild von Bund und Ländern 
muss auch für wetterbedingte Gefahrenlagen  
nutzbar sein. Die zuständigen kommunalen Stel-
len müssen darauf unmittelbar zugreifen und ei-
gene Lageinformationen einbringen können. Das 
Lagebild soll eine frühzeitige, ebenenübergrei-
fende Bewertung ermöglichen und verfügbare 
Spezialressourcen abbilden. Bund und Länder 
müssen die hierfür notwendigen Schnittstellen 
und die Ausstattung der kommunalen Führungs-
strukturen sicherstellen.  
 
4. Klimaanpassung im eigenen Gebäudebe-

stand  der Landkreise  
 
Schulen, Verwaltungsgebäude, Krankenhäuser 
und weitere Einrichtungen in kreiseigener Trä-
gerschaft müssen auch bei längeren Hitzeperio-
den nutzbar bleiben. Der Schutz der Gebäude 
und ihrer technischen Anlagen dient der Auf-
rechterhaltung öffentlicher Leistung en und der 
Vermeidung von Gesundheitsschäden.  
 
Soweit die Landkreise Eigentümer oder Träger 
öffentlicher Einrichtungen sind, tragen sie Ver-
antwortung dafür, deren Funktionsfähigkeit 
auch unter veränderten klimatischen Bedingun-
gen zu sichern.  Damit obliegt es ihnen, den eige-
nen Bestand an die klimatischen Bedingungen 
anzupassen und zugleich ressourcenschonend zu 
gestalten.  Grundlage sollte eine Bestandsbewer-
tung sein, die Gefährdung, baulichen Zustand 
und Bedeutung der jeweiligen Einrichtung für die 
Daseinsvorsorge zusammenführt.  
 
Hitze, Starkregen und Hochwasser stellen beson-
dere Anforderungen an die Gebäude und ihre 
technischen Anlagen . Beim baulichen Hitze-
schutz haben passive Maßnahmen Vorrang: Ver-
schattung und Sonnenschutz, helle Dach - und 
Fassadenoberflächen sowie die Begrünung von 
Dach- und Fassaden flächen  mit geeigneten Ge-
wächsen . Wo diese Maßnahmen nicht ausrei-
chen, sind ergänzende Maßnahmen wie geeig-
nete Lüftungs - und Kühlsysteme erforderlich. 
Auch Begrünung und Entsiegelung der Außen-
anlagen können zur Verringerung der Hitzebe-
lastungen beitragen.  
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Zum Schutz vor Hochwasser sollte Niederschlags-
wasser möglichst vor Ort zurückgehalten, ge-
speichert, genutzt oder versickert werden. Dazu 
können auch b egrünte und blau -grüne Dächer 
beitragen. Eine entsprechende Gestaltung kann 
zugleich den Folgen von Trockenheit und Was-
serknappheit entgegenwirken. Rückstauschutz 
und die Sicherung gefährdeter Gebäudeöffnun-
gen können Überflutungsschäden begrenzen. 
Betriebswichtige technische Anlagen sind beson-
ders zu schützen.  
 
Die Maßnahmen müssen nach örtlichem Bedarf, 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit ausgewählt 
werden. Dabei sind die regionalen Wetterbelas-
tungen und die einschlägigen technischen An-
forderungen zu berücksichtigen. Anpassungs-
maßnahmen sollten möglichst mit ohne hin an-
stehenden Sanierungen verbunden werden; bei 
besonders gefährdeten oder für die Versorgung 
unverzichtbaren Einrichtungen kann ein vorge-
zogener Handlungsbedarf bestehen.  
 
5. Klimaanpassung in Planungs - und Ge-

nehmigungsverfahren  
 
Entscheidungen in Planungs - und Genehmi-
gungsverfahren können die Nutzung von Flä-
chen und Infrastrukturen für Jahrzehnte prägen. 
Das Berücksichtigungsgebot des § 8 Bundes -
Klimaanpassungsgesetz verpflichtet die Träger 
öffentlicher Aufgaben im gesetzlichen An wen-
dungsbereich, das Ziel der Klimaanpassung bei 
ihren Planungen und Entscheidungen fachüber-
greifend und integriert zu berücksichtigen. Da-
neben sind die einschlägigen Fachgesetze und 
ergänzenden landesrechtlichen Regelungen 
maßgeblich. Die aktuelle Novelli erung des Bau-
gesetzbuchs unterstreicht die Bedeutung der 
Klimaanpassung ebenfalls.  
 
Die Landkreise bringen ihre fachübergreifende 
Expertise in Planungs - und Genehmigungsver-
fahren ein und unterstützen die Abstimmung mit 
den Gemeinden. Sie sind nach Maßgabe des 
Landesrechts auch in die Regionalplanung einge-
bunden. Vorhandene Klimaanpassungs kon-
zepte, Starkregenvorsorgekonzepte und fachli-
che Gefahrenkarten können wichtige Grundla-
gen für kommunale Planungen bilden. Ihre je-
weilige rechtliche Bedeutung ist zu unterschei-
den: Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 4 BauGB 

den Zielen der Raumordnung anzupassen. Kon-
zepte und Karten sind entsprechend ihrer recht-
lichen Einordnung und ihrem abwägungserheb-
lichen Inhalt zu berücksichtigen . 
 
Die Landkreise stimmen Anpassungsmaßnah-
men mit den Gemeinden ab und verbinden die 
unterschiedlichen fachlichen Anforderungen mit 
den örtlichen Entwicklungserfordernissen. Dafür 
benötigen sie verlässliche Daten, praxistaugliche 
fachliche Hilfen und ausreich ende Entschei-
dungsspielräume. Vorgaben müssen wirksame 
Vorsorge ermöglichen und zugleich die örtlichen 
Gegebenheiten, vorhandene Planungen sowie 
die personellen und finanziellen Möglichkeiten 
berücksichtigen . 
 
6. Finanzierung von Klimaanpassungsmaß-

nahmen  
 
Klimaanpassung ist eine dauerhaft zu bewälti-
gende Aufgabe. Sie erfordert neben Investitio-
nen auch Personal, Datengrundlagen, Planung 
sowie Betrieb und Unterhaltung der geschaffe-
nen Einrichtungen. Befristete Projektförderung 
allein wird diesen Anforderungen  nicht gerecht. 
Bund und Länder müssen im Rahmen ihrer jewei-
ligen Verantwortung eine verlässliche und aufga-
bengerechte Finanzausstattung der Landkreise 
gewährleisten, die es ihne n ermöglicht, die be-
schriebenen Herausforderungen dauerhaft zu 
bewältigen . Die kommunale Ebene ist  deshalb 
über eine Klimakomponente im kommunalen Fi-
nanzausgleich oder andere Wege, die eine pau-
schale, bürokratiearme und dauerhafte Finanzie-
rung sicherstellen, mit zusätzlichen Finanzmitteln 
auszustatten. Dazu sollten die Erlöse aus der Ver-
steigerung von Emissionsberechtigungen zu 25 
Prozent für Klimaschutz und Klimaanpassung be-
reitgestellt und über das Bund -Länder-Finanzaus-
gleichsgesetz verteilt und an die Kommunen wei-
tergegeben werden.  Wenn die Länder den Land-
kreisen konkrete Aufgaben übertragen, ist über-
dies das Konnexitätsprinzip strikt zu beachten.  
 
Nur eine Stärkung der kommunalen Finanzaus-
stattung und die Beachtung des Konnexitätsprin-
zips ermöglich en es  den Landkreisen, Personal 
dauerhaft vorzuhalten, Maßnahmen nach örtli-
chem Bedarf zu priorisieren und Folgekosten zu 
tragen. Bei der Bemessung des Bedarfs sind ne-
ben der Einwohnerzahl insbesondere die 
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Gefährdungslage, die Fläche, die zu sichernde 
Infrastruktur und überörtliche Koordinierungs-
aufgaben zu berücksichtigen. Leistungen ländli-
cher Räume, die auch anderen Regionen zugute-
kommen, etwa durch Wasserrückhalt oder die 
Sicherung von Wasserressourcen, müssen ange-
messen berücksichtigt werden.  
 
Die Schaffung einer neuen Gemeinschaftsauf-
gabe für die Klimaanpassung ist dagegen abzu-
lehnen. Gemeinschaftsaufgaben verwischen 
Verantwortlichkeiten, weil sie dem Bund Mit-
spracherechte bei der Erfüllung von Aufgaben 
einräumen, die den Ländern und Kommunen o b-
liegen. Überdies lösen sie auch das Finanzie-
rungsproblem nicht. Die Erfahrungen mit den 
bestehenden Gemeinschaftsaufgaben zeigen 
vielmehr, dass die bereitgestellten Gelder nicht 
ausreichen, um die Aufg abenwahrnehmung voll-
umfänglich zu finanzieren.  
 
Die Landkreise sind bereit, bei der Klimaanpas-
sung Verantwortung zu übernehmen. Sie kön-
nen Risiken über Gemeindegrenzen hinweg be-
werten, unterschiedliche Fachaufgaben zusam-
menführen und gemeinsam mit den Städten und 
Gemeinden wirksame Vorsorgemaßnahmen ent-
wickeln. Voraussetzung dafür sind klare Zustän-
digkeiten, ausreichende Gestaltungsspielräume 
und eine dauerhaft gesicherte Finanzierung. 
Klimaanpassung gelingt nicht durch zusätzliche 
Planungs - und Berichtspflichten, sondern durch 
konkrete, auf die örtliche n Verhältnisse zuge-
schnittene Maßnahmen.  
 

 
Beschluss des Präsidiums   

des Deutschen Landkreistages  
vom 6./7.10.2026  

 


